
Beschluss des Gerichts vom 21. Oktober 2011 — 
Groupement Adriano, Jaime Ribeiro, Conduril/Kommission 

(Rechtssache T-335/09) ( 1 ) 

(Nichtigkeitsklage — Programm MEDA I — Spezifisches Fi­
nanzierungsabkommen — Der Europäischen Union erteilte 
Vollmacht zur Einziehung der Forderungen des Königreichs 
Marokko gegen einen Dritten — Belastungsanzeige — Mahn­
schreiben — Untrennbar mit dem Vertrag verbundene Hand­

lungen — Unanfechtbare Handlung — Unzulässigkeit) 

(2011/C 370/41) 

Verfahrenssprache: Portugiesisch 

Parteien 

Klägerin: Groupement Adriano, Jaime Ribeiro, Conduril — Con­
strução, ACE (Porto, Portugal) (Prozessbevollmächtigte: Rechts­
anwälte A. Pinto Cardoso und L. Fuzeta da Ponte) 

Beklagte: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: A.- 
M. Rouchaud-Joët und S. Delaude im Beistand von Rechtsanwalt 
R. Faria da Cunha) 

Gegenstand 

Nichtigerklärung zum einen der Belastungsanzeige Nr. 
3230905272 der Kommission vom 12. Juni 2009 und zum 
anderen des Schreibens vom 3. August 2009, mit dem die 
Kommission die Zahlung des mit der Belastungsanzeige gefor­
derten Betrags einschließlich der in diesem Zusammenhang an­
fallenden Verzugszinsen verlangt hat 

Tenor 

1. Die Klage wird als unzulässig abgewiesen. 

2. Die Europäische Kommission trägt ihre eigenen Kosten und die 
Kosten der Groupement Adriano, Jaime Ribeiro, Conduril — Con­
strução, ACE. 

( 1 ) ABl. C 267 vom 7.11.2009. 

Klage, eingereicht am 19. September 2011 — Euro- 
Information/HABM (EURO AUTOMATIC PAIEMENT) 

(Rechtssache T-497/11) 

(2011/C 370/42) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Euro-Information — Européenne de traitement de l’in­
formation (Straßburg, Frankreich) (Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwältin A. Grolée) 

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Zweiten Beschwerdekammer des 
Harmonisierungsamts für den Binnenmarkt (Marken, Muster 
und Modelle) vom 7. Juli 2011 in der Sache R 370/2011-2 
aufzuheben; 

— dem Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) die der Klägerin im Verfahren vor 
dem HABM und im vorliegenden Verfahren entstandenen 
Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Wortmarke „EURO AUTOMATIC 
PAIEMENT“ für Waren und Dienstleistungen in den Klassen 9, 
35, 36, 37, 38, 42 und 45. 

Entscheidung des Prüfers: Zurückweisung der Anmeldung. 

Entscheidung der Beschwerdekammer: Zurückweisung der Be­
schwerde. 

Klagegründe: Verstoß gegen Art. 7 Abs. 1 Buchst. c der Verord­
nung Nr. 207/2009, da die Anmeldemarke nicht beschreibend 
sei. 

Klage, eingereicht am 7. Oktober 2011 — Luxembourg 
Patent Co./HABM — DETEC (FIREDETEC) 

(Rechtssache T-527/11) 

(2011/C 370/43) 

Sprache der Klageschrift: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Klägerin: Luxembourg Patent Co. (Lintgen, Luxemburg) (Prozess­
bevollmächtigter: Rechtsanwältin K. Manhaeve) 

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Andere Beteiligte im Verfahren vor der Beschwerdekammer: Sistemas 
de Seguridad, Detección y Extinción de Incendios, SL (DETEC) 
(Madrid, Spanien) 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Vierten Beschwerdekammer des Har­
monisierungsamts für den Binnenmarkt (Marken, Muster 
und Modelle) vom 26. Juli 2011 in der Sache 
R 736/2010-4 aufzuheben, soweit darin dem Widerspruch 
der Widersprechenden gegen die Markenanmeldung der Klä­
gerin für „Feuerlöschgeräte; Feuerlöschgeräte, die einen 
Brand automatisch erkennen und löschen“ in der Klasse 9 
und „Entwicklung von Feuerlöschern und Feuerlöschgeräten“ 
in der Klasse 42 stattgegeben wurde, und
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— dem Beklagten und gegebenenfalls der anderen Beteiligten 
im Verfahren vor der Beschwerdekammer als Gesamtschuld­
nern die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Anmelderin der Gemeinschaftsmarke: Klägerin. 

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Wortmarke „FIREDETEC“ für Wa­
ren und Dienstleistungen der Klassen 1, 9, 17 und 42 — Ge­
meinschaftsmarkenanmeldung Nr. 4904389. 

Inhaberin des im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenen Marken- 
oder Zeichenrechts: Andere Beteiligte im Verfahren vor der Be­
schwerdekammer. 

Im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenes Marken- oder Zeichen­
recht: Eingetragene spanische Bildmarke „DETEC“ (Nr. 1759982) 
für Waren der Klasse 9, eingetragene spanische Bildmarke „DE­
TEC“ (Nr. 1759983) für Dienstleistungen der Klasse 37, einge­
tragene Gemeinschaftsbildmarke „DETEC Sistemas de Seguridad, 
Detección y Extinción de Incendios, SL“ (Nr. 3813219) für 
Waren und Dienstleistungen der Klassen 9, 37 und 45. 

Entscheidung der Widerspruchsabteilung: Dem Widerspruch wurde 
teilweise stattgegeben. 

Entscheidung der Beschwerdekammer: Zurückweisung der Be­
schwerde. 

Klagegründe: Verstoß gegen Art. 8 Abs. 1 Buchst. b der Verord­
nung Nr. 207/2009 des Rates, da die Beschwerdekammer zu 
Unrecht das Bestehen einer Verwechslungsgefahr zwischen der 
Anmeldemarke und der Widerspruchsmarke angenommen 
habe. 

Klage, eingereicht am 6. Oktober 2011 — ALOUMINION/ 
Kommission 

(Rechtssache T-542/11) 

(2011/C 370/44) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Parteien 

Klägerin: Alouminion A. E. (Marousi, Griechenland) (Prozess­
bevollmächtigte: Rechtsanwälte G. Dellis und N. Korogiannakis) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— Den Beschluss K(2011) 4916 endg. der Kommission vom 
13. Juli 2011 über die staatliche Beihilfe Nr. C 2/2010 (ex 
NN 62/2009), die Griechenland der Alouminion tis Ellados 
A. E. gewährt hat, für nichtig zu erklären; 

— der Kommission die Kosten der Klägerin aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Mit dieser Klage beantragt die Klägerin nach Art. 263 Abs. 4 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV), 
den Beschluss K(2011) 4916 endg. der Europäischen Kommis­
sion vom 13. Juli 2011 mit der Nummer C 2/2010 (ex 
NN 62/2009) über die Gewährung einer staatlichen Beihilfe 
an das Unternehmen Alouminion tis Ellados, mit den in Art. 
266 Abs. 1 AEUV vorgesehenen Folgen für nichtig zu erklären. 

Zur Stützung der Klage macht die Klägerin folgende Kla­
gegründe geltend: 

— Verstoß gegen Art. 1 der Verordnung Nr. 659/1999 und 
Verletzung der Regeln über die Aufteilung der Befugnisse 
zwischen der Kommission und den nationalen Gerichten 
sowie Verletzung des Rechts auf gerichtlichen Rechtsschutz. 
Die Kommission habe den Sachverhalt offensichtlich falsch 
beurteilt, offensichtlich unzutreffende Faktoren berücksich­
tigt und bei der Einstufung der angeblichen Beihilfe als „neu“ 
eindeutige Rechtsfehler begangen. Die fragliche Maßnahme 
sei unter genau demselben System wie die angeblich beste­
hende Beihilfe erlassen worden, und die Begründung der von 
der Kommission vertretenen Meinung sei mangelhaft. 

— Verstoß gegen Art. 107 Abs. 1 AEUV, da die Kommission 
fehlerhaft festgestellt habe, dass eine Begünstigung vorliege, 
das Kriterium des Privatanlegers nicht angewandt habe und 
nicht geprüft habe, ob objektive kaufmännische Gründe zur 
Rechtfertigung des vereinbarten Tarifs von 1960 vorlägen. 

— Verstoß gegen Art. 107 Abs. 1 AEUV, da die Kommission 
trotz der Verpflichtung der DEI (Dimosia Epichirisi Ilektris­
mou, Öffentliches Elektrizitätswerk), die Tarife für gleiche 
Arten von Verbrauchern auf gleiche Weise und die Tarife 
für unterschiedliche Arten von Verbrauchern entsprechend 
dem Ausmaß ihrer Verschiedenheit unterschiedlich festzule­
gen, fehlerhaft festgestellt habe, dass die Beihilfe selektiv sei. 

— Verstoß gegen Art. 107 Abs. 1 AEUV, da die Kommission 
fehlerhaft festgestellt habe, dass der Handel zwischen den 
Mitgliedstaaten verzerrt und beeinträchtigt werde, obwohl 
die Klägerin im Vergleich zu den anderen Aluminiumunter­
nehmen wegen der einheitlichen Merkmale von Aluminium 
und des durch die Börse bestimmten Preises nicht begünstigt 
werde. 

— Unrichtige Methode zur Berechnung der Höhe der angeb­
lichen Begünstigung. 

— Verstoß gegen die Begründungspflicht. 

— Verstoß gegen den Grundsatz des Vertrauensschutzes, da die 
Kommission früher die Auffassung vertreten habe, dass der 
mit der Klägerin vereinbarte Tarif der DEI keine rechtswid­
rige staatliche Beihilfe darstelle, und Verletzung der Vertei­
digungsrechte der Klägerin.
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